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Frieden durch Recht

E D I T O R I A L

Zur Verteidigung einer Idee gegen  „die harten Tatsachen“ der internationalen Politik

Beiträge zum demokratischen Frieden
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Die Idee, Frieden durch Recht zu sichern, ist
in Bedrängnis geraten. Am Ende des 20. Jahr-
hunderts, dem von John Hobsbawm so ge-
nannten „Jahrhunderts der Gewalt“, hatte
diese Idee weite Verbreitung gefunden. Seit
die US-Administration unter George W.
Bush dem internationalen Terrorismus den
Krieg erklärt, seit sie diesen Krieg in eine
neue nationale Sicherheitsstrategie einge-
bunden (September 2002) und ihrer Bereit-
schaft zur militärischen Gewaltanwendung
durch den Krieg gegen Irak (2003) erneut
Nachdruck verliehen hat, wächst die Nei-
gung, vom Diskurs über Frieden durch
Recht1  zu einem Diskurs über Ordnung als
imperiales Projekt überzugehen.2  In diesem
Diskurs wird der Krieg, der angesichts der

Erfahrungen zweier Weltkriege und im Zei-
chen der nuklearen Ost-West-Konfrontati-
on als unbedingt zu vermeidender Ernst-
fall galt (auch wenn er nicht vermieden wur-
de), nicht nur als Konstante, sondern
verstärkt auch wieder als gestalterisches
Mittel der Weltpolitik gesehen. Der vorlie-
gende Text verteidigt demgegenüber die
Idee des Friedens durch Recht und argu-
mentiert, dass es trotz der zwischenzeitlich
bekräftigten Gegenwart des Krieges in der
Moderne keineswegs zwingend ist, den eben
erwähnten Diskurswechsel zu vollziehen.
Die „harten Tatsachen des Lebens“ im All-
gemeinen und der internationalen Politik
im Besonderen bilden keine unüberwind-
liche Schranke für die Weiterentwicklung
des Völkerrechts, vielmehr ist die Berufung
auf solche Gewissheiten als Teil des Tauzie-
hens darum zu verstehen, was heute als

Kant blickt auf Kant: Das Recht bleibt immer das Gegenüber der Politik, trotz aller Versuche der Politik, sich das Recht gefügig
zu machen. Bild: picture alliane/akg-images

Totgesagte leben bekanntlich länger.
Dies gilt auch für die Rolle des Rechts
bei der Friedenssicherung. Ein aktuelles
Beispiel dafür ist das Urteil des Ober-
sten Gerichtshofs der Vereinigten Staa-
ten zur Situation der Gefangenen in
Guantanamo. Das Gericht hat festge-
stellt, dass die Gefangenen ein Anrecht
auf eine gerichtliche Anhörung haben
und den US-Rechtsweg bemühen können.
Für die gegenwärtige Administration
bedeutet dieses Urteil eine Niederlage.
Bis zuletzt hatte sie darauf bestanden,
dass der „Kampf gegen den Terror“ und
„harte Tatsachen“ der internationalen
Politik die „besonderen Maßnahmen“
rechtfertigten. Das Völkerrecht sei im
Fall der Guantanamo-Häftlinge nicht
bindend.

Versuche dieser Art gibt es viele. Oft
versucht die Politik, das Recht nach
Maßgabe ihrer Interessen umzudeuten
oder zu instrumentalisieren. Doch ge-
rade die Versuche, das Rechts zu mani-
pulieren, zeigen, dass seine Bedeutung
ungebrochen ist. Handlungen sollen
durch Rückgriffe auf die Sprache des
Rechts als legitim erscheinen – schließ-
lich sind Regierungen demokratischer
Staaten auf die Zustimmung ihrer Bür-
ger angewiesen. Wer sich jedoch der
Sprache des Rechts bedient, unterwirft
sich seiner Logik. Es ist nicht möglich,
das Recht nur in Teilen wahrzunehmen
und anzuwenden, denn es liegt in seiner
Natur, dass es universal ist und sich Par-
tikularinteressen entzieht. Ist Ordnung
über Recht nicht mehr herzustellen,
muss das Recht weiter entwickelt wer-
den. Dies veranschaulicht Lothar Brock
in seinem Standpunkt.        Marlar Kin
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Recht gilt bzw. als geltendes Recht glaub-
haft gemacht werden kann. Die Idee des
Friedens durch Recht, wie sie hier verstan-
den wird, schließt die Anwendung von Ge-
walt nicht aus. Im Vordergrund steht viel-
mehr deren rechtliche Einhegung (kollekti-
ve Friedenssicherung) in Wechselwirkung
mit der Internalisierung nicht-gewaltsamer
Konfliktbearbeitung als universell gelten-
dem Standard eines angemessenen Verhal-
tens. Die heikle Frage nach der Rolle des
Krieges in einem historischen Prozess, der
als Annäherung an den Frieden verstanden
wird – eine Frage, die auch und gerade un-
ter einer Kantianischen Friedensperspektive
nicht apodiktisch beiseite geschoben wer-
den kann – wird damit als Frage nach Mög-
lichkeiten der Verwandlung des Krieges in
eine rechtlich eingehegte Zwangsgewalt neu
gestellt (aber, wie sofort zuzugeben ist, wie-
der nicht beantwortet).

Fragen

Die Idee des Friedens ist Bestandteil der Ge-
schichte des Krieges. Quer durch die Ge-
schichte ist der Friede stets Zwischenkriegs-
zeit geblieben. Das Projekt der Aufklärung
besteht darin, diese Verknüpfung von Krieg
und Frieden zu überwinden und in einer
globalen Rechtsordnung aufzuheben. Den
Frieden aus den Fesseln des Krieges zu be-
freien, das bedeutet aus aufklärerischer
Sicht, die Gewalt an das Recht zu binden.
Es geht also um die Einhegung der Gewalt
in einem Rechtsfrieden, nicht um die Ab-
schaffung jeglicher Zwangsgewalt.

Die Gewalt an das Recht zu binden hat
zwar das klassische Völkerrecht auch schon
versucht. Es beschränkte sich jedoch weit-
gehend auf die Regulierung der Gewalt im
Krieg. Wie Hugo Grotius, einer der Väter
des Völkerrechts, in seinem grundlegenden
Werk über das Recht des Krieges und des
Friedens (1625) schrieb, ging es darum, „die
laxen Sitten und Freiheiten, die in der Krieg-
führung eingerissen sind, auf das von Na-
tur erlaubte Maß zurückzuführen und auf
das Bessere innerhalb dieser Grenzen hin-
zuweisen.“

Insofern war das klassische Völkerrecht
ein Recht des Krieges. In seiner Schrift zum
Ewigen Frieden nennt Kant die Vertreter des
klassischen Völkerrechts deshalb „lauter lei-
dige Tröster“, die viel vom Frieden redeten,
ohne mit ihrem Kodex je einen Krieg ver-

hindert zu haben,
egal ob „philoso-
phisch oder diplo-
matisch abgefasst“;
denn dieser Kodex
beruhe auf der ge-
setzlosen Freiheit der
Staaten, „sich unauf-
hörlich zu balgen“.
Die Vernunft gebie-
te, so Kant in seiner
Schrift zum Ewigen
Frieden (1795), die-
se gesetzlose Freiheit
hinter sich zu lassen,
also das Völkerrecht
von einem Recht des
Krieges in ein Frie-
densrecht zu über-
führen.

Das ist inzwischen
der Form nach weit-
gehend geschehen.
Die Völker haben
sich unter der Char-
ta der Vereinten Na-
tionen zusammen-
geschlossen, um die
Menschheit von der
Geißel des Krieges
zu befreien. Die
Charta spricht ein
allgemeines Gewalt-
verbot aus und etabliert eine dem Gewalt-
verbot entsprechende Friedenspflicht. Der
Frieden ist damit von einer Idee zu einer
Norm geworden. Was ist damit gewonnen?
Zeigt sich heute nicht allzu deutlich, dass
jeder Versuch, den Krieg durch Unterwer-
fung der Politik unter das Recht zu über-
winden, nur neue Begründungen dafür lie-
fert, ihn zu führen?

Wenn der Friede ein Gebot der Vernunft
ist, also im ureigensten Interesse aller Be-
teiligten liegt, müsste er sich, wie Kant aus-
drücklich bemerkt, auch in einer Welt von
Teufeln einstellen – sofern nur die Vernunft
Gelegenheit hat, sich Bahn zu brechen. Die-
se Bedingung sah Kant mit der modernen
Demokratie gegeben; denn in der Demo-
kratie hätten diejenigen Gelegenheit über
Krieg und Frieden mitzuentscheiden, die
die Lasten des Krieges zu tragen hätten. Aber
sind es nicht gerade die Demokratien, die
heute unter Verweis auf die Notwendigkeit,
das Friedensrecht weiterzudenken, neue

Kriegsführungsoptionen formulieren und
durchsetzen? „Wen müssen wir schützen?“3

fragen die demokratischen Vertreter der
humanitären Intervention. Aber folgt dem
nicht automatisch die von dem britischen
Politikwissenschaftler Bary Buzan nach dem
11. September 2001 formulierte Frage:
„Wen dürfen wir bombardieren?“4  und jetzt
sogar die Frage „Wen dürfen wir foltern?“5

Ich will auf die mit diesen Fragen ange-
schnittene Problematik wie folgt eingehen.
Zunächst werde ich etwas über die 1990er
Jahre als historische Gelegenheit zum Frie-
den sagen. Im zweiten Schritt behandle ich
Gegentendenzen. Im dritten Schritt werde
ich eine Geschichte aus dem Schatzkästchen
maghrebinischer Weisheiten erzählen und
mich dann einigen grundsätzlicheren Über-
legungen zum Thema „Frieden durch Recht“
zuwenden. Es folgt abschließend der Ver-
such, die gegenwärtige Entwicklung im
Lichte der grundsätzlichen Erwägungen zu
bewerten.

 Kann es einen ewigen Frieden diesseits des Friedhofs geben? Bild: HSFK



HSFK Standpunkte 3/2004 3

Frieden durch Recht

Die 1990er Jahre als historische
Gelegenheit

Zu Beginn der 1980er Jahre sah die Welt von
Europa aus gesehen ziemlich bedrohlich
aus. Nehmen wir Frankfurt als Beispiel: Die
Stadt liegt in der Verlängerung des damals
so genannten Fulda Gap, das heißt des wei-
ten landschaftlichen Einschnitts zwischen
Kasseler Bergen und Rhön, der sich über die
Wetterau bis zum Zusammenfluss von Main
und Rhein fortsetzt. Für den Fall eines Krie-
ges sahen die westlichen Szenarien voraus,
dass die Truppen des Warschauer Paktes
durch diesen Einschnitt in Richtung Rhein-
Main-Region vorstoßen würden. Die
Frankfurter begannen, sich nach Nischen
umzusehen, in denen man einen Atom-
schlag überleben könnte. Zehn Jahre später
war das Bild völlig verwandelt. Ost und West
hatten sich in dramatischen Schritten an-
genähert. Die atomare Apokalypse war ab-
gesagt. Die Aufrüstung wurde nicht nur
gestoppt, über alle Erwartungen der Frie-
densbewegung hinaus wurde abgerüstet.
Die Charta von Paris, in der Ost und West
1990 die Grundsätze für ein friedliches Zu-
sammenleben der Völker niederlegten, las
sich wie das schönste Friedensbrevier seit
Erasmus von Rotterdam. Und nicht nur in-
nerhalb Europas tat sich etwas. In Afghani-
stan, zwischen Irak und Iran, im südlichen
Afrika, in Zentralamerika schwiegen die
Waffen oder gab es berechtigte Gründe für
die Erwartung, dass sie dies bald tun wür-
den.

Die „Wahnsinn“-Stimmung, die beim
Fall der Mauer herrschte, wich bekanntlich
allzu schnell der Ernüchterung. Am 15. Ja-
nuar 1991 läuteten hierzulande mitten in
der Nacht die Kirchenglocken und wieder
machte man sich in Frankfurt Sorgen, ob
man sich schützen müsse – diesmal nicht
gegen einen Atomschlag, aber immerhin
gegen mögliche Virenattacken in der U-
Bahn. Andernorts verkehrte sich der von dem
amerikanischen Politikwissenschaftlicher
James Rosenau beobachtete Wettlauf um
Frieden in sein Gegenteil – in einen Wett-
lauf um die brutalsten Formen kollektiver
Gewalt. Einige Autoren wie Hans Magnus
Enzensberger in Deutschland oder Robert
Kaplan in den USA prophezeiten den Be-
ginn eines Weltbürgerkrieges, und Samuel
Huntington orakelte über einen „Clash of

Civilizations“, während Realisten wie der
amerikanische Politikwissenschaftler John
Mearsheimer die Zukunft eher in der Ver-
gangenheit wähnten, in einer Welt rivalisie-
render und sich notfalls bekriegender Na-
tionalstaaten.

Aber gottlob war da noch die Globalisie-
rung, und die erlaubte es, den schroffen
Wechsel der Ereignisse auch anders zu deu-
ten, nämlich als kreative Turbulenz in der
Weltpolitik, als konfliktträchtige Verflech-
tung aller Weltverhältnisse, die gleichwohl
neue Perspektiven der Kooperation und der
Verständigung eröffnete. Da der Ost-West-
Konflikt friedlich überwunden worden war,
schien es nicht unbillig zu hoffen, dass es
auch möglich wäre, die Weltverhältnisse ins-
gesamt friedlicher zu gestalten als sie es bis
dahin gewesen waren. Diese Sichtweise der
Entwicklung wurde stimmungsmäßig
durch die großen Weltkonferenzen der
1990er Jahre gestützt. Auf diesen Konferen-
zen sollte der Weltpolitik eine neue Rich-
tung gegeben werden. So wurden Agenden
formuliert, die von der Integration von Um-
welt und Entwicklung unter dem Schlagwort
der Nachhaltigkeit, über die Anerkennung
der Universalität und Unteilbarkeit der
Menschenrechte und die Durchsetzung des
Grundsatzes der Nichtdiskriminierung im
Geschlechterverhältnis bis zur Einführung
einer internationalen Sozialpolitik reichten.
Eine Weltkonferenz für Wirtschaftsfragen
gab es zwar nicht. Aber die Ministerkonfe-
renzen der neu gegründeten Welthandels-
organisation wurden rasch zum Schauplatz
heftiger Auseinandersetzungen mit zivil-
gesellschaftlichen Gruppen um die Moda-
litäten der wirtschaftlichen Globalisierung,
und selbst Weltbank und Internationaler
Währungsfonds öffneten sich unter dem
Druck der Peso- und der Asienkrisen von
1994 und 1997 teilweise den Debatten um
Nachhaltigkeit, Menschenrechte und soziale
Sicherung, die durch die Weltkonferenzen
angestoßen worden waren.

Natürlich handelte es sich bei den Ver-
lautbarungen der Weltkonferenzen zu-
nächst nur um eine deklaratorische Politik,
aber die Konferenzen wurden förmlich als
Etappen in einem auf längere Frist angeleg-
ten Verhandlungsprozess ausgewiesen, in
dessen Verlauf die Staaten auf konkrete
Maßnahmen zur Umsetzung der jeweiligen
Programmatiken verpflichtet werden soll-
ten. Dass dies passieren würde, dafür woll-

Folter und Recht

„Unter dem Eindruck der Ereignis-
se des 11. September 2001 werden
Grundsätze in Frage gestellt, die vor
diesem Termin unantastbar schie-
nen. Schon im Januar 2003 widme-
te der „Economist“ die Titel-
geschichte der Frage „Is Torture
ever justified?“. Die Zeitschrift
berichtete, gestützt auf Recherchen
der „Washington Post“, nicht nur
Beunruhigendes aus dem amerika-
nischen Kampf gegen den Terror:
Von Verhören amerikanischer
Gefangener durch Staaten, die
Folter systematisch einsetzen, war
die Rede, und auch von körperli-
chen Mißhandlungen durch den
amerikanischen Auslands-
geheimdienst CIA. Der
„Economist“ berichtete auch über
juristische Veröffentlichungen, in
denen überlegt wurde, ob die Folter
nicht zu rechtfertigen wäre, wenn
nur so ein Anschlag wie der vom
11. September verhindert werden
könne.

Auch in Deutschland wird seit
mehr als einem Jahr wieder über
Folter diskutiert.“

Ralf Poscher,
Menschenwürde als Tabu,

FAZ, 2.6.2004, S. 8.
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ten fortan auch nicht-staatliche Akteure sor-
gen, die Nichtregierungsorganisationen, die
aus den sozialen Bewegungen der 1970er
und 1980er Jahre hervorgegangen waren.
Die Weltkonferenzen boten den Nicht-
regierungsorganisationen ein Forum zur
wirkungsvollen Selbstdarstellung und
ansatzweise sogar ein Einfallstor zur Teil-
habe an der Weltpolitik. Die alte Dritte-
Welt-Szene erlebte in diesem Zusammen-
hang ihre Wiedergeburt als Netzwerk für
zivile Konfliktbearbeitung und als Teil ei-
ner sich allmählich herausbildenden inter-
nationalen Zivilgesellschaft, die sich aktiv
und lautstark in die Politik der Staaten ein-
mischte. Sie machte es sich unter anderem
zur Aufgabe, die Konfliktfähigkeit margina-
ler Gruppen und kleinerer Entwicklungs-
und Transformationsländer in internatio-
nalen Verhandlungen zu stärken und Alter-
nativen zu dem in der Wirtschaftspolitik
vorherrschenden Neoliberalismus zu ent-
wickeln.

Während die Weltkonferenzen das nor-
mative Fundament der Politik in der Welt-
gesellschaft erweiterten, lieferte die „Agen-
da für Frieden“, die der Generalsekretär der
UNO, Boutros Boutros-Ghali 1992 im Auf-
trage des Sicherheitsrates ausarbeitete, ein
konkretes Programm für eine Ausweitung
der kollektiven Handlungsfähigkeit der

UNO im Umgang mit Konflikten. Das Kon-
zept umfasste neben der Krisenprävention
und Friedenskonsolidierung auch die akti-
ve Konfliktintervention und Friedens-
erzwingung und sah hierfür eine Aufwer-
tung der sicherheitspolitischen Autorität
der UNO vor. Dazu gehörte auch eine in-
direkte Ausweitung der Zuständigkeiten des
Sicherheitsrates. Nach der UN-Charta kann
der Sicherheitsrat nur auf den Plan treten,
wenn der internationale Friede gefährdet
oder gebrochen wird. Demgegenüber ist es
seit Ende des Zweiten Weltkrieges zu einer
relativen Verlagerung des Kriegsgeschehens
von der internationalen auf die innerstaat-
liche Ebene gekommen. Der Sicherheitsrat
füllte die sich daraus ergebende Lücke zwi-
schen seinen Kompetenzen und dem rea-
len Konfliktgeschehen dadurch, dass er die
systematische Missachtung der Rechte von
Minderheiten (Irak), die grobe Missachtung
von Menschenrechten (Bosnien), den Zu-
sammenbruch der innerstaatlichen Ord-
nung (Somalia) und schließlich sogar den
gewaltsamen Widerstand gegen Demokra-
tisierung (Haiti) zu einer Bedrohung des
internationalen Friedens erklärte. Damit er-
öffnete er die Möglichkeit, kollektive Maß-
nahmen nach Kapitel VII der UN-Charta
auch bei innerstaatlichen Konflikten zu er-
greifen. Diese Möglichkeit hatte der Sicher-

heitsrat zuvor auch
schon im Kampf ge-
gen die Apartheid in
Südafrika genutzt –
offensichtlich mit
Erfolg.

Diese Aspekte der
weltpolitischen Ent-
wicklung wurden
von einer lebhaften
Debatte über Globa-
lisierung und Global
Governance beglei-
tet, also über die be-
reits erwähnte welt-
weite Verflechtung
aller Lebenszusam-
menhänge und neue
Formen des Regie-
rens jenseits traditio-
neller Staatlichkeit.
Global Governance
wurde in Verbindung
mit der Globalisie-
rung und nicht zu-

letzt auch vor dem Hintergrund der Euro-
päischen Einigung zu einem Thema der So-
zialwissenschaften, in dem sich ein breites
Spektrum von Wandlungsprozessen bün-
deln ließ: die Entgrenzung der Staatenwelt
und der Übergang zu einer „postnationalen
Konstellation“ (Habermas), der Wandel von
Staatlichkeit und die Herausbildung von
Netzwerkgesellschaften, die Internationali-
sierung des Staates und deren Implikatio-
nen für die Demokratie, die Globalisierung
des Rechts und die Transformation sozia-
ler Bewegungen in eine globale Zivilgesell-
schaft.

Dies alles vollzog sich vor dem Hinter-
grundleuchten einer dritten Welle der De-
mokratisierung, die nunmehr die ganze
Welt zu erfassen versprach. Entwicklung
verband sich mit Transformation. Und
wenn die Dinge auch von Land zu Land sehr
unterschiedlich verliefen, so schien es doch
möglich, den Niedergang des Realsozialis-
mus durch eine Ausweitung des Geltungs-
bereichs der liberalen Demokratie vollen-
den zu können. Dies lag anscheinend in der
Logik der Globalisierung, konnten Welt-
bank und Weltwährungsfonds doch mit
Daten aufwarten, denen zufolge diejenigen
Entwicklungs- und Transformationsländer
die größten Fortschritte machten, die ihre
Wirtschaft konsequent öffneten, sich einer

Auf der Mauer, vor dem Tor: Die 1990er Jahre als historische Chance.   Bild: picture alliance/dpa
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verantwortlichen Regierungsführung be-
fleißigten und die Menschenrechte achte-
ten.

Die Idee des Friedens im Krieg

War das alles nur ein ängstliches Pfeifen im
dunklen Wald? Die Schrecken von Somalia
und der Völkermord in Ruanda standen
noch allen lebhaft vor Augen, als die Ereig-
nisse in Srebrenica das Grauen noch stei-
gerten, weil es sich in Europa und in Ge-
genwart von UN-Blauhelmen vollzog. Die
Handlungsfähigkeit der UNO erwies sich
trotz Agenda für den Frieden und der Aus-
weitung des Aktionsradius’ kollektiver
Friedenssicherung als unzureichend. Aber
statt die UNO im Geiste der Agenda für
Frieden zu stärken, nutzten die NATO-Staa-
ten das Debakel auf dem Balkan, um die Si-
cherheitspolitik im Bündnis auf Kosten der
kollektiven Friedensicherung im Rahmen
der UNO aufzuwerten. So geriet die UNO
von Seiten der NATO und insbesondere der
USA unter Marginalisierungsdruck.

Die NATO hatte sich 1992 auf dem Bal-
kan zunächst als Hilfstruppe der UNO zur
Verfügung gestellt. 1995, im Bosnien-Krieg,
ging sie schon eigene Wege. Die NATO han-
delte zwar noch im Rahmen der UNO-Mis-
sion auf dem Balkan, entschied aber weit-
gehend eigenständig über Militäreinsätze.
1999 im Kosovo-Konflikt wurde aus dem
eigenständigen Handeln der NATO im Rah-
men der UNO dann ein eigenmächtiges
Handeln unter Umgehung des Sicherheits-
rates. Zur gleichen Zeit nahmen die USA
und Großbritannien mit Blick auf den Irak
für sich das Recht in Anspruch, ohne wei-
tere Rückkoppelung mit dem Sicherheits-
rat darüber zu befinden, ob der Irak die ein-
schlägigen UN-Resolutionen von 1991
einhielt oder nicht. Auf der Grundlage ei-
ner solchen eigenmächtigen Entscheidung
wurde im Dezember 1998 die Bombardie-
rung der „Flugverbotszonen“ im Irak wie-
der aufgenommen. Die Bombardierung
wurde dann im März 2003 – wiederum
unter Berufung auf die Nichterfüllung von
UNO-Auflagen – zum Krieg gegen den Irak
erweitert, der nachträglich auch als Teil des
von den USA nach dem 11. September 2001
ausgerufenen Krieges gegen den Terror in-
terpretiert wurde.

Unter diesen Bedingungen erhielt die von
dem amerikanischen Politikwissenschaftler

und Politikberater Joseph Nye Anfang der
1990er Jahre lancierte und sich rasch ver-
breitende Rede von der „soft power“ eine
neue Bedeutung.6  Nye hatte sie ursprüng-
lich als empirische Aussage über die wach-
sende Bedeutung nicht-militärischer im
Vergleich zu militärischer Macht verstan-
den. Jetzt nahm sie eher den Charakter ei-
ner Beschwörung an, Weltpolitik nicht auf
die Entfaltung einer globalen militärischen
Machtausübung zu verkürzen; denn gera-
de dies schien sich im Gefolge der Terror-
anschläge vom 11. September anzukündigen,
als die US-Regierung die eben erwähnte
Kriegserklärung gegen den Terror abgab, die
ausdrücklich offen ließ, für welchen Zeit-
raum sie galt und gegen welche Konflikt-
parteien sie sich richtete.

Auch die euphorische Rede über Globa-
lisierung und den Wandel von Staatlichkeit
wurde gedämpft. Die Globalisierung mani-
festiert sich offenbar auch in der Heraus-
bildung von Weltgewaltmärkten, über die
jedes noch so atavistisch anmutende Ge-
metzel in die Weltwirtschaft integriert wird,
und der Wandel von Staatlichkeit scheint
sich in Wechselwirkung mit dem Terroris-
mus auch als Entdemokratisierung und
Entrechtlichung der Sicherheitspolitik zu
vollziehen. Die public private partnerships,
in denen sich die Kräfte der Globalisierung
zum allgemeinen Wohl wechselseitig
verstärken sollen, werden in offenbar zu-
nehmendem Maße auch als ein Mittel zur
Auslagerung („outsourcing“) von Kriegs-
operationen genutzt. Ein Heer von Privat-
unternehmen ist direkt an militärischen
Eingriffen in die Konflikte des Südens betei-
ligt – Service-Unternehmen, die vor allem
für die Kriegslogistik sorgen, aber auch Hil-
festellung bei der Bedienung komplexer
Waffensysteme leisten. Nach Angaben des
Bonn International Conversion Centre
(BICC) hat sich die Zahl der zivilen Hilfs-
truppen der Militärs auf Seiten der USA
zwischen dem zweiten Golfkrieg und dem
Irak-Krieg verzehnfacht. Sollte sich hier ein
allgemeiner Trend abzeichnen, wären die
Konsequenzen gravierend: Auf der einen
Seite könnten solche Firmen indirekt Ent-
scheidungen über Krieg oder Frieden be-
einflussen (besonders was kleine und
begrenzte Kriege betrifft), zum anderen
könnten die parlamentarischen Kontroll-
möglichkeiten gegenüber Militäreinsätzen
eingeschränkt werden, sofern private Fir-

Vorreiter

„Gleichwie wir nun die Anhäng-
lichkeit der Wilden an ihre gesetz-
lose Freiheit, sich lieber unaufhör-
lich zu balgen, als sich einem
gesetzlichen, von ihnen selbst zu
konstituierenden, Zwange zu
unterwerfen, mithin die tolle
Freiheit der vernünftigen vorzuzie-
hen, mit tiefer Verachtung ansehen,
und als Rohigkeit, Ungeschliffen-
heit und viehische Abwürdigung
der Menschheit betrachten, so,
sollte man denken, müßten gesitte-
te Völker (jedes für sich zu einem
Staat vereinigt) eilen, aus einem so
verworfenen Zustande je eher
desto lieber herauszukommen.“

Immanuel Kant, Zum ewigen Frieden,
 in: Wilhelm Weischedel (Hg.),

Immanuel Kant. Schriften zur Anthropologie,
Geschichtsphilosophie, Politik und Pädagogik,

Band VI, Darmstadt (Wissenschaftliche
Buchgesellschaft), 1983.
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men, die dem Militär zuarbeiten, sich dem
kontrollierenden Zugriff der Parlamente
entziehen.

Schlimmstenfalls könnte es zusätzlich zur
Misshandlung von Gefangenen durch regu-
läre Sicherheitskräfte – wie jüngst im Fall
Irak – sogar zur Übertragung von gesetz-
widrigen Methoden der Informationsbe-
schaffung an private Sicherheitsfirmen
kommen. Bisher leisten hier offenbar auch
befreundete Länder Hilfe, und in Afghani-
stan sind es einheimische militärische Ein-
heiten, die mit den dezentral operierenden
US-Kommandos zusammenarbeiten und
ihre Gefangenen nach vorliegenden Berich-
ten routinemäßig misshandeln. Das könnte
dazu beitragen, die gegenwärtig sich schon
vollziehende Entrechtlichung des Krieges
gegen den Terror innerhalb der westlichen
Demokratien voranzutreiben. Die Gerich-
te werden, wie beim Hamburger Terroris-
musprozess zu Beginn des Jahres 2004, im
Kampf gegen den Terror blockiert, wenn
nicht marginalisiert, weil die Geheimdien-
ste ihnen Informationen vorenthalten, bei
deren Beschaffung man sich nicht unbe-
dingt an die Strafprozessordnung hält und
bei deren Verwertung es nicht um Recht-
sprechung, sondern um Gefahrenabwehr
(wenn nicht um die Machtsicherung der
Geheimdienste selbst) geht.7

Hinzu kommt, dass die unumgängliche
Forderung nach Anerkennung von Differenz
mit der unermüdlichen Konstruktion neu-
er Differenzen beantwortet wird, selbst dort,
wo man sie vorher gar nicht vermutet hat.
„Mars und Venus“, „altes und neues Europa“
sind die Früchte solcher Konstruktionen.
Hinter diesen Sprachspielen steht eine un-
erfreuliche Entwicklung: Kritik vermischt
sich mit Stimmungsmache, Anti-Imperia-
lismus mit Antiamerikanismus und Anti-
semitismus – nicht nur in Frankreich, son-
dern auch bei uns, wie Umfragen belegen.
Umgekehrt wurden in der US-amerikani-
schen Öffentlichkeit im Vorfeld des Irak-
Krieges vor allem über das Internet wahre
Hasskampagnen gegen „alteuropäische“
Kritiker der US-Politik organisiert, wobei
diese Kritiker auch in den etablierten Medien
kaum zu Wort kamen, sondern nur über po-
lemische Zuspitzungen ihrer Argumentate
durch die diversen „news shows“ wahrge-
nommen wurden.

„Der Westen“ scheint sich selbst auf diesem
Wege in Frage zu stellen. Er verfolgt zwar

einerseits als Staatengemeinschaft das Pro-
jekt, den Rest der Welt auf die frieden-
stiftende Idee der liberalen Demokratie ein-
schwören zu können. Andererseits wächst
heute aber die Angst, dass diese Idee wo-
möglich nicht einmal ausreichen könnte,
den inneren Zusammenhalt der westlichen
Staatengemeinschaft selbst zu wahren. Und
wenn die US-Politik, wie Autoren ganz un-
terschiedlicher Provenienz meinen, einer
imperialen Handlungslogik folgt, die sie zur
Weltherrschaft drängt, dann könnten wir
nicht einmal mehr sicher sein, dass es den
Demokratien gelingen wird, auf Dauer un-
tereinander Frieden zu halten.

Erweist sich also der Schrecken, den die
erste Verkündung einer neuen Weltordnung
zu Beginn der 1990er Jahre durch George
Bush den Älteren auslöste, doch als berech-
tigt? Waren die zwischenzeitlich sich aus-
breitenden Vorstellungen über zivilisatori-
sche Prozesse, eine zweite reflexive Moderne
oder Global Governance letztlich doch nur
Makulatur?

Leidiger Trost? Recht und Politik

Diese Frage soll hier bezogen auf einen be-
stimmten Aspekt der Debatte behandelt
werden – die Idee des Friedens durch Recht.
Die Argumentation richtet sich, wie einlei-
tend bereits angemerkt, gegen einen vor-
schnellen Übergang vom Diskurs über Frie-
den durch Recht zu einem Diskurs über die
Errichtung einer imperialen Weltordnung.
Selbst wenn die gegenwärtige US-Politik ei-
ner imperialen Handlungslogik folgte, be-
stünde die Möglichkeit und wäre es vernünf-
tig, gegen eine solche Logik die Idee des
Rechts zu setzten und zwar deshalb, weil
auch die gegenwärtige US-Regierung
Rechtspolitik betreibt. Sie tut damit nichts
Neues. Die Entwicklung des Völkerrechts
stand schon immer unter dem Einfluss he-
gemonialer Mächte, deren jeweilige Vorherr-
schaft die Epochen der Völkerrechts-
entwicklung seit dem späten 14. Jahrhundert
kennzeichnet. Dennoch war das Völkerrecht
– wie hier argumentiert wird – stets mehr
als bloß ein Instrument dieser Hegemo-
nialmächte. Das soll im Folgenden erläutert
werden.

Für den politikwissenschaftlichen Ansatz
ist in dem hier behandelten Themenfeld die
Unterscheidung zwischen Krieg und Frie-
den konstitutiv, wohlgemerkt: die Unter-

scheidung zwischen Krieg und Frieden und
nicht zwischen negativem und positivem
Frieden, nicht zwischen manifestem und la-
tentem, großem und kleinem, offenem und
verdecktem Krieg. Die Unterscheidung zwi-
schen Krieg und Frieden verweist auf gegen-
sätzliche Verhaltensweisen in Konflikten.
Der Krieg steht für die willkürliche Anwen-
dung von Gewalt. Friede ist die Aufhebung
willkürlicher Gewaltanwendung in einer
Rechtsordnung, die freilich – um Bestand
zu haben – auf der Internalisierung der in
ihr geltenden Regeln beruht.8  Willkürliche
Gewaltanwendung heißt, dass die Konflikt-
parteien nach eigenem Ermessen über die
Anwendung von Gewalt entscheiden. Auch
der „gerechte Krieg“ beruht insofern auf
Willkür, weil das Wesentliche des Krieges in
ihm erhalten bleibt, nämlich die Inan-
spruchnahme eines souveränen Rechts, über
die Anwendung kriegerischer Gewalt eigen-
ständig zu entscheiden. Deshalb ist der (heu-
te so populäre) Rückgriff auf die Lehre vom
gerechten Krieg entschieden zurückzuwei-
sen; es sei denn, dass die Kriterien des ge-
rechten Krieges dazu dienen, die Anforde-
rungen an zulässige kollektive Zwangs-
maßnahmen im Rahmen von Kapitel VII der
UN-Charta zu spezifizieren.9  In diesem Fall
erübrigt sich aber der Bezug auf die Denk-
figur des gerechten Krieges; denn dann geht
es nicht mehr um legitime und illegitime,
sondern um legale oder illegale Gewaltan-
wendung.

Diese kategoriale Unterscheidung zwi-
schen Krieg und Frieden ist natürlich für alle
Friedensforscher, die mit Johann Galtungs
Unterscheidung zwischen negativem und
positivem Frieden groß geworden sind, ein
ärmliches Argumentationsangebot. Die Un-
terscheidung schließt jedoch ebenso wenig
die Frage nach Möglichkeiten der Überwin-
dung kollektiver oder auch individueller
(krimineller) Gewalt aus wie die Frage nach
dem Wandel des Krieges, die heute so inten-
siv erörtert wird. Und auch die Terrorismus-
problematik wird nicht einfach ignoriert.
Vielmehr lädt die Unterscheidung dazu ein,
das Spezifische an der terroristischen Gewalt
im Vergleich zum Krieg genauer zu bestim-
men und bei den Gegenmaßnahmen zwi-
schen einem „Krieg gegen den Terror“ und
kollektiver Terrorbekämpfung (die dann
eher den Charakter einer Polizeiaktion mit
entsprechender gerichtlicher Überprüfung
der Vorgehensweise hätte) zu unterscheiden.
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Nach diesem kurzen Exkurs zurück zur
Sache. Die Charta der Vereinten Nationen
verbietet die Anwendung von Gewalt (Art.
2/4). Das Gewaltverbot besagt, dass kein
Staat nach eigenem Ermessen in den Bezie-
hungen zu anderen Staaten Gewalt anwen-
den darf. Als einzige Ausnahme gilt die
Selbstverteidigung. Aber auch hier ist das
Moment der Willkür weit zurückgedrängt:
Das Recht auf Selbstverteidigung wird zwar
im Art. 51 der UN-Charta als „naturgege-
ben“ anerkannt, aber es kann nur im Falle
eines bewaffneten Angriffs in Anspruch ge-
nommen werden und auch nur so lange, bis
der Sicherheitsrat sich der Sache annimmt.

Nun kann aber nicht davon ausgegangen
werden, dass ein Gewaltverbot ausreicht,
willkürliche Gewaltanwendung tatsächlich
zu verhindern. Deshalb sieht die UN-Charta
in Kapitel VII die Möglichkeit vor, notfalls
mit militärischer Gewalt auf die Bedrohung
oder den Bruch des internationalen Frie-
dens zu reagieren – aber eben nur auf der
Grundlage einer hierfür erforderlichen Ent-
scheidung des UN Sicherheitsrates. Die
UN-Charta folgt hier im Grundsatz dem
Prinzip, dass niemand in eigener Sache
Richter sein soll. Da aber gerade die Stän-
digen Mitglieder in vielen der zu entschei-
denden Fällen zumindest indirekt selbst
beteiligt (also Partei und Instanz in einem)
sind, ist dieses Prinzip mit der gegenwärti-
gen Regelung nur sehr unvollkommen um-
gesetzt worden. Das ist äußerst problema-
tisch, bietet aber keinen Grund, unter
Berufung auf den „gerechten Krieg“ noch
hinter diese Stufe der Verrechtlichung der
internationalen Friedenssicherung zurück-
zufallen. Ist diese Verrechtlichung ein bloßer
Fetisch der Friedensforschung? Um diese zu
erörtern, sei zunächst die angekündigte
Geschichte erzählt.

Zu Nazeredin Hodscha, einem bekann-
ten Weisen aus dem Morgenland, kam ei-
nes Tages ein Pächter, der sagte: „Mein
Pachtherr verweigert mir die Nutzung des
Bodens. So verweigere ich ihm die Zahlung
der Pacht. Habe ich Recht?“ Der Hodscha
antwortete: „Du hast Recht.“ Wenig später
kam der Pachtherr zum Hodscha und
sprach wie folgt. „Mein Pächter verweigert
mir die Zahlung der Pacht. So verweigere
ich ihm die Nutzung des Bodens. Habe ich
Recht?“ Nazeredin Hodscha antwortete:
„Du hast Recht.“ Als der Pachtherr gegan-
gen war, sagte der Schüler des Weisen, der

alles mit angehört hatte: „Du kannst doch
nicht, weiser Lehrer, dem Pächter sagen: ‚Du
hast Recht’, und dem Pachthernn ebenfalls
sagen: ‚Du hast Recht!’“. Darauf antwortete
der weise Hodscha: „Du hast Recht.“

Es kommt also auf den Bezugsrahmen an,
unter dem Tatsachenbehauptungen ge-
macht und Kausalzusammenhänge identi-
fiziert werden. Für sich genommen hat jeder
Recht, der (bezogen auf die Grundan-
nahmen) konsistent argumentiert. Sofern
aber die jeweiligen Behauptungen als sich
wechselseitig ausschließende Positionen
formuliert werden, können nicht alle Be-
hauptungen in gleicher Weise richtig sein
(wie der Hodscha gegenüber seinem Schü-
ler konzediert). Bezogen auf die internatio-
nale Politik lässt sich dieser Sachverhalt wie
folgt darstellen: Wenn man das internatio-
nale System vorrangig als anarchische
Machtordnung sieht, hat man Recht, wenn
man behauptet, dass hier die Logik der An-
archie, also ein machtgestütztes Autonomie-
streben, das Verhalten der Akteure be-
stimmt. Wenn man das internationale
System hingegen als ein vielschichtiges Netz
aus politischen Akteuren und gesellschaft-
lichen Gruppen versteht, kann davon aus-
gegangen werden, dass hier die Logik der
Verflechtung, also die Selbstbindung der
Akteure an bestimmte Regeln, deren Bezie-
hungen zueinander kennzeichnet. Können
beide Sichtweisen gleichzeitig richtig sein?
Sofern aus den beiden Positionen sich wech-
selseitig ausschließende Verhaltensimpe-
rative abgeleitet würden, wäre das zweifellos
nicht der Fall. Aber so, wie die Auffassun-
gen von Pächter und Pachtherrn die zwei
Seiten einer Rechtsbeziehungen anspre-
chen, so können auch die unterschiedlichen
Sichtweisen der internationalen Politik als
die zwei Seiten einer Sache betrachtet wer-
den, nämlich des altbekannten Paradoxon,
dass die Freiheit des Einzelnen nur gelebt
werden kann, wenn dies als Anerkennung
der Freiheit aller geschieht. In diesem Sin-
ne wären auch Autonomiestreben und
Selbstbindung auf der Ebene der interna-
tionalen Politik als die zwei Seiten einer
Sache zu sehen, also der Selbstbehauptung
in einer dezentralen Machtordnung.

Die Einheit von Autonomiestreben und
Selbstbindung soll hier aus politologischer
Sicht als Ambivalenz des Rechts gefasst wer-
den. Im modernen Staat hat sich der Schritt
zur Zivilisierung des Konfliktverhaltens als

Der „gerechte“ Krieg

„Die Theorie des gerechten Krieges
ist infolge des Vietnamkrieges in
den amerikanischen Streitkräften
zu so etwas wie einer akzeptierten
Doktrin avanciert. Wenn man in
einem fremden Land einen be-
grenzten Krieg führt, ist es notwen-
dig, Herz und Verstand der dort
lebenden Menschen für sich zu
gewinnen. Deshalb muss man es
vermeiden, eine große Anzahl
dieser Menschen zu töten. Die
Immunität der Nichtkombattanten,
der Schutz der zivilen Bevölkerung
also, ist der zentrale Grundsatz für
eine gerechte Kriegsführung.
Gerechtigkeit wurde demnach als
etwas anerkannt, was der militäri-
schen Notwendigkeit nicht nur
nahestand, sondern mit ihr iden-
tisch war.

[...] Politisch oder religiös moti-
vierte Feldzüge – etwa zur Verbrei-
tung des Christentums oder des
Islams, des Sozialismus oder der
Demokratie – sind keine gerechten
Kriege.“

Michael Walzer,
Es muß einen Ausweg geben,

FAZ, 16.8.2003, S. 9.
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Herausbildung eines staatlichen Gewaltmo-
nopols vollzogen. Dieses Gewaltmonopol
gilt als legitim, soweit es gewalttätige Selbst-
hilfe zugunsten einer rechtlich gehegten
Konfliktaustragung zurückdrängt. Das
Gewaltmonopol verwandelt violentia in
potestas und stiftet damit Ordnung. Diese
Ordnung wird aber erst in dem Maße zur
Friedensordnung, in dem staatliches Han-
deln sich selbst bestimmten Regeln unter-
wirft, das staatliche Gewaltmonopol also
rechtstaatlicher Kontrolle unterstellt wird.
Dies leistet eine Verfassung.

Nun bleibt aber auch in der rechtsstaat-
lich eingehegten Gewalt noch ein Element
der Willkür erhalten. Das liegt daran, dass
die Einhegung von Gewalt sich quer durch
die Geschichte und bis auf weiteres im Kon-
text ungleicher Entwicklung und ungleicher
Machtverhältnisse vollzieht. Der formalen
Gleichheit des Rechts entspricht also auch
im Verfassungsstaat (Rechtsstaat) keine
Gleichheit des Zugriffs auf das Recht (we-
der hinsichtlich seiner Formulierung, noch
seiner Anwendung). Es ist in diesem Sinne
stets mit Versuchen zu rechnen, über das
Recht nach eigenem Interesse zu verfügen,
das Recht also zu manipulieren. Aber der
Manipulation des Rechts sind Grenzen ge-
setzt, die in der Natur des Rechts selbst lie-
gen; denn das Spezifikum des Rechts besteht
darin, dass es sich der vollständigen Einver-
nahme für partikulare Zwecke entzieht, an-
dernfalls wäre es kein Recht (und könnte
als solches nicht mehr für die Verrecht-
lichung von Sachverhalten genutzt werden).
Wer sich der Sprache des Rechts bedient,
unterwirft sich der Logik des Rechts, weil
andernfalls der Bezug auf das Recht poli-
tisch wirkungslos bliebe. Jeder Bezug auf
das Recht ist insofern ein Akt der Selbst-
bindung an das Recht.

Politische Akteure sind also versucht, sich
etwas verfügbar zu machen, dessen Wert für
sie in seiner Unverfügbarkeit besteht. Hier-
in liegt die Ambivalenz des Rechts begrün-
det. Das herrschende Recht ist stets Recht
der Herrschenden, aber zugleich und eben-
so notwendig auch herrschendes Recht. Als
herrschendes Recht dient es als Medium,
über das Unrechtserfahrungen artikuliert
und in Unterlassungs- oder Wiedergut-
machungsansprüche übersetzt werden kön-
nen, wie vor allem der Frauenforschung mit
ihrem Hinweis auf die Bedeutung des
Rechts für den Schutz von Frauen insbeson-

dere in Konflikten in den vergangenen Jah-
ren herausgearbeitet hat.10

Auch für das Völkerrecht gilt, dass seiner
Manipulation und Korrumpierung Grenzen
gesetzt sind, die in der Natur des Völker-
rechts als Recht liegen. Auch wer sich auf
die Sprache des Völkerrechts einlässt, un-
terwirft sich den Regeln, die mit dem Spre-
chen in Kategorien des Rechts einhergehen,
und vollzieht dementsprechend einen Akt
der Selbstbindung. Da es auf internationa-
ler Ebene kein Gewaltmonopol gibt, kommt
der Selbstbindung besondere Bedeutung zu.
Denn hier schlagen ungleiche Entwicklung
und ungleiche Machtverteilung noch viel
stärker durch als auf die Handhabung des
Rechts im innerstaatlichen Rahmen.

Die Regelungen der UN-Charta unter-
werfen alle Mitgliedstaaten der Pflicht, sich
in ihrem Verhalten auf eben diese Regeln
zu beziehen. Da es Staaten waren, die dies
beschlossen haben, handelt es sich um eine
Selbstverpflichtung. Diese Selbstverpflich-
tung wird von der Einsicht getragen, dass
durch die Bindung der Politik an das Völ-
kerrecht eine Erwartungssicherheit geschaf-
fen wird, die in einem dezentralen Macht-
system der Wahrnehmung der eigenen
Interessen zugute kommt. Das betrifft eben-
so die Interessen der Starken wie der Schwa-
chen. Die Starken sind darauf aus, über die
Verrechtlichung der internationalen Bezie-
hungen Kosten bei der Durchsetzung ihrer
Interessen einzusparen; die Schwachen sind
an der Verrechtlichung interessiert, weil sie
hoffen, das Recht gegen unbillige Ansprü-
che der Starken in Stellung bringen zu kön-
nen und gleichzeitig eigene Ansprüche ge-
genüber den Stärkeren dadurch Nachdruck
zu verleihen, dass sie diese zum Gegenstand
eines Rechtsdiskurses machen. Es sei hier
nur auf den langen Streit über den Begriff
der Menschenrechte und das Tauziehen um
das Recht auf Entwicklung verwiesen.

Es bleibt jedoch nicht bei der reinen Ko-
stenkalkulation. Vielmehr ergeben sich aus
den Rechtsnormen auch Standards der An-
gemessenheit, die ihrerseits das Verhalten
der Rechtssubjekte beeinflussen. Das Völ-
kerrecht ist eben nicht nur insoweit wirk-
sam, wie ihm durch eine unmittelbar wirk-
same Kostenkalkulation oder eine kollekti-
ve Sanktionsgewalt (nach Kapitel VII
UN-Charta) Nachdruck verliehen wird.
Vielmehr beruht seine Wirkung in erster
Linie darauf, dass es als angemessen inter-

nalisiert wird. Dies gilt genauso für das in-
nerstaatliche Recht. Es wäre zwar töricht,
bestreiten zu wollen, dass es einen großen
Unterschied macht, ob in einem Gemein-
wesen ein Gewaltmonopol existiert oder
nicht. Das Gewaltmonopol der modernen
Staaten ist eine historische Errungenschaft,
die es zu verteidigen gilt. Seine Bedeutung
für die Rechtsbefolgung wird aber über-
schätzt, wenn man aus dem Fehlen eines in-
ternationalen Gewaltmonopols ableiten
wollte, dass das Völkerrecht gar kein Recht
sei. Auch auf innerstaatlicher Ebene hat das
Gewaltmonopol eher eine Sozialisations- als
eine Erzwingungsfunktion. Deswegen wirkt
auch das Völkerrecht trotz einer äußerst
begrenzten Sanktionsgewalt der Staatenge-
meinschaft, soweit es als angemessen inter-
nalisiert wird. Gleichzeitig ist das Völker-
recht wegen der dezentralen Machtordnung,
in der es sich entfaltet, ständig „in Bewe-
gung“. Die Politik bindet sich zwar selbst
an die Regeln, die sie sich gibt, aber die Re-
geln werden durch die politische Praxis
auch ständig verändert.11

So gesehen erleben wir heute keineswegs
eine fortschreitende Marginalisierung des
Völkerrechts, sondern eine Intensivierung
des Kampfes darum, was im Sinne dieses
Rechts als angemessen gilt. In diesem Licht
ist auch die Debatte über das Recht oder
die Pflicht zur humanitären Intervention zu
sehen. In ihr spiegelt sich ein wachsendes
Spannungsverhältnis zwischen der Aus-
differenzierung substanzieller Rechtsnor-
men auf internationaler Ebene (Menschen-
rechte) und der Beibehaltung prozeduraler
Normen, die durch das Streben der Staaten
nach möglichst großer Handlungsauto-
nomie bestimmt sind (Abstimmungsmo-
dus im Sicherheitsrat). Aus der Sicht der
westlichen Demokratien gilt es als angemes-
sen, die Menschenrechte international zu
schützen; aber auch und gerade unter die-
sen Demokratien ist höchst umstritten, in-
wieweit der internationale Schutz der Men-
schenrechte die Selbstbindung an einen
starken Multilateralismus voraussetzt. Aber
gerade in diesem Sachbereich zeigt sich die
Stärke der Unterscheidung zwischen Krieg
und Frieden als Unterscheidung zwischen
der Anwendung willkürlicher und rechtlich
gehegter Gewalt. Es gibt bisher keinen Fall
einer „humanitären Intervention“, bei dem
die Inanspruchnahme humanitärer Motive
unstrittig gewesen wäre. Da hier der Ermes-
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sensspielraum besonders groß ist, ist es be-
sonders wichtig, die Regeln kollektiver
Friedenssicherung einzuhalten. Nur so kann
dem Eindruck entgegengetreten werden,
dass humanitäre Motive nur vorgeschoben
werden, um andere Interventionszwecke zu
kaschieren.

Die Herausbildung von Standards der
Angemessenheit wird – wie man wiederum
mit Kant formulieren könnte – durch eine
„gute Verfassung“ gestärkt. Denn die Teu-
fel, denen Kant den Frieden zutraut, weil er
ihrem Interesse entspricht, müssen dazu be-
fähigt werden, dieses Interesse am Frieden
zu erkennen und ihm zu entsprechen. Gibt
es so etwas auch auf internationaler Ebene?
Und wäre das überhaupt erstrebenswert?
Dazu sei hier nur Folgendes angemerkt: Be-
trachtet  man die Volkssouveränität als Kern
demokratischer Selbstbestimmung, so er-
scheint jede über den Staat hinausgreifen-
de Verfassungsbildung als problematisch.
Regelungen der internationalen Beziehun-
gen müssen dann auf zwischenstaatliche
Verträge beschränkt bleiben, die der Ober-
hoheit der Parla-
mente unterworfen
sind.12  Es ist jedoch
zu fragen, ob das
ausreichen kann,
um die materiellen
Einschränkungen
d e m o k r a t i s c h e r
Selbstbestimmung
aufzufangen, die mit
der globalen Ver-
flechtung aller Le-
bensverhältnisse
einhergehen. Auch
hier gilt, dass demo-
kratische Selbstbe-
stimmung, also Au-
tonomie, in einer
materiell verflochte-
nen Welt nur im
Rahmen der Selbst-
bindung möglich ist.
Und zur Stärkung
dieser Selbstbindung
reicht die Vernunft
der einzelnen Staa-
ten – auch der
Demokratien – of-
fenbar nicht aus.
Dementsprechend
müsste man auch

auf internationaler Ebene auf den erziehe-
rischen Effekt einer guten Verfassung set-
zen, die dazu beiträgt, der Vernunft auf die
Sprünge zu helfen. Deshalb bedarf es inter-
nationaler Normen, die der autonomen Ver-
fügungsgewalt der Einzelstaaten entzogen
sind, gleichwohl aber nicht als Einschrän-
kung demokratischer Selbstbestimmung zu
betrachten wären, sondern als Vorausset-
zung für die Ausübung demokratischer
Selbstbestimmung in einer verflochtenen
und zugleich vielgestaltigen Welt gelten
könnten.

Perspektiven der Völkerrechts-
politik

Was folgt aus den vorausgegangenen Über-
legungen für die Einschätzung der Entwick-
lung seit Ende des Ost-West-Konflikts?
In ihrer Nationalen Sicherheitsstrategie
vom September 2002 nehmen die Vereinig-
ten Staaten für sich in Anspruch, das Recht
auf eine vorbeugende Kriegführung (pre-
emptive strike) zu haben. Die Begründung
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hierfür läuft darauf hinaus, unter Berufung
auf „jahrhundertealte“ Völkerrechtstradi-
tionen die Ausdifferenzierung und den
Wandel des Völkerrechts in den vergange-
nen hundert Jahren (d.h. seit den Haager
Friedenskonferenzen von 1897 und 1907)
vom Tisch zu fegen. Aber die Entscheidung
zum Krieg gegen den Irak wurde nicht im
Rückgriff auf die Argumentation der Na-
tionalen Sicherheitsstrategie begründet.
Vielmehr berief sich die amerikanische Re-
gierung zusammen mit der britischen (und
der australischen) auf die einschlägigen Re-
solutionen des Sicherheitsrates (Res. 678,
687 und 1441) und argumentierte, dass de-
ren Nichterfüllung durch den Irak einen
Rechtsgrund für militärische Zwangsmaß-
nahmen lieferte. Wie erwähnt, war genau
dieses Verhalten bereits bei der Wiederauf-
nahme der Bombardements im Dezember
1998 praktiziert worden. Entscheidend war
hierbei, dass die USA und Großbritannien
sowohl 1998 wie auch im Vorfeld des Irak-
Krieges von 2003 das Recht für sich in An-
spruch nahmen, eigenmächtig darüber zu
befinden, inwieweit ein „material breach“
der UN-Resolutionen durch den Irak vor-
lag. Die USA stellten sich aber nicht außer-
halb des Völkerrechts, sondern beriefen sich
auf UN-Resolutionen. Man mag das als zy-
nischen Versuch zur Manipulation des
Rechts sehen. Andererseits verweist der
Manipulationsversuch auf die Bedeutung,
die dem Recht im Sinne der eben vorgeführ-
ten Argumentation zugewiesen wird, auch
von den USA. Die USA haben dem Völker-
recht keineswegs den Rücken zugekehrt,
sondern versuchen, ihm ihren Stempel auf-
zudrücken.

Diese Feststellung mag nun ihrerseits als
zynisches Argument betrachtet werden.
Aber der Versuch der USA und Großbritan-
niens, die ausdrückliche Zustimmung der
UNO für den Krieg gegen Irak zu erlangen,
hat den Sicherheitsrat und damit die Frage
der Legitimation von Gewalt in einer
präzedenzlosen Weise in den Mittelpunkt
der Weltpolitik gerückt. Und nicht nur das.
Die Auftritte des amerikanischen Außenmi-
nisters im Sicherheitsrat vor dem Krieg bis
hin zu seinem Eingeständnis ein Jahr nach
dem Krieg, dass die der Kriegsentscheidung
zugrundeliegenden Informationen offen-
sichtlich nicht zuverlässig gewesen wären,
liefern ein Beispiel für die Selbst-
verstrickung der Politik in der Sprache des

Rechts. Diese Selbstverstrickung dürfte ein
Grund dafür sein, dass die USA sich auf die
Resolution 1483 des Sicherheitsrates vom
22. Mai 2003 eingelassen haben, die die
Rechte und Pflichten der Besatzungsmäch-
te im Irak und den Modus der Transforma-
tion detailliert festlegt und damit den An-
spruch der internationalen Gemeinschaft
auf Mitsprache bei der Regelung der Nach-
kriegsfragen anerkennt.13

Betrachtet man die Irak-Politik im Rah-
men der Gesamtpolitik der USA, so ergibt
sich folgendes Bild. Die Bush-Administra-
tion scheint darauf abzuzielen,
•  sich zwar auf das Völkerrecht zu berufen,

den Selbstbindungseffekt an das Völker-
recht aber so gering wie möglich zu hal-
ten,

•  in diesem Sinne zwar einschlägige UNO-
Resolutionen mitzutragen, für sich aber
das Recht auf eine eigenständige Interpre-
tation ihrer Folgewirkungen in Anspruch
zu nehmen;

•  das Recht auf Selbstverteidigung gegen-
über Maßnahmen der kollektiven
Friedenssicherung aufzuwerten, ohne sich
dabei aber den Restriktionen zu unterwer-
fen, die Art. 51 der UN-Charta für die
Praktizierung der Selbstverteidigung vor-
sieht; und schließlich

•  unter Berufung auf die besondere Verant-
wortung als einzig verbliebene Super-
macht in der Tendenz für sich eine Son-
derposition im Völkerrecht anzustreben,
gleichzeitig aber als Hüter des Völker-
rechts anerkannt zu werden.

Die gegenwärtige US-Administration ver-
folgt offenbar (wie viele hegemoniale Re-
gime vor ihr) die Strategie, unter Ausnut-
zung der eigenen militärischen Übermacht
das Spannungsverhältnis zwischen Auto-
nomiestreben und Selbstbindung zugunsten
des Autonomiestrebens zu lösen. Es gibt von
daher allen Anlass, der Handhabung des
Völkerrechts durch die gegenwärtige US-
Regierung entschieden entgegenzutreten und
sich mit der Bush-Administration auf einen be-
harrlichen Streit um das Völkerrecht einzu-
lassen. In dieser Hinsicht ist aber zum Bei-
spiel die deutsche Bundesregierung höchst
zurückhaltend, nicht zuletzt weil sie be-
fürchten muss, sich wegen ihrer passiven
Teilnahme am Irak-Krieg (Gewährung von
Überflugrechten, Beteiligung an der Luft-
aufklärung in den AWACS-Flugzeugen, etc.)
selbst in einen Rechtsdiskurs zu verwickeln,

der eine gewisse Eigendynamik entfalten
könnte. Der Verzicht auf die weitere
Thematisierung der Rechtsfrage könnte
dazu beitragen, dass das Recht auf Selbst-
verteidigung immer breiter ausgelegt wird
und auf Kosten der kollektiven Friedens-
sicherung wieder in den Mittelpunkt der
Weltordnungspolitik rückt. Das Recht auf
Selbstverteidigung wurde durch Art. 51
UN-Charta zwar als „naturgegeben“ aner-
kannt; es kann aber nur im Falle eines be-
waffneten Angriffs in Anspruch genommen
werden und nur so lange, bis der Sicher-
heitsrat sich der Sache annimmt. Diese Be-
stimmung signalisiert die Entschlossenheit
der Gründungseltern der UNO, multilate-
ralen Entscheidungen über die Anwendung
von Gewalt den Vorrang gegenüber unila-
teralen Entscheidungen einzuräumen und
insofern auch auf internationaler Ebene
violentia in potestas zu überführen. Nicht
zufällig wurde das Recht auf Selbstvertei-
digung erst am Ende des Kapitels VII in die
UN-Charta eingerückt. Das unterstreicht,
dass es sich hier um eine Residualkategorie
des alten Völkerrechts handelt und die
intendierte Ordnung auf eine kollektive
Friedenssicherung ausgerichtet ist. Gegen
die Neigung Washingtons, es genau anders-
herum zu sehen und ein breit ausgelegtes
Recht auf Selbstverteidigung in Verbindung
mit ad hoc-Koalitionen kooperationswilliger
Staaten in den Mittelpunkt der eigenen
Weltordnungspolitik zu stellen, wäre, auf
einem Ausbau kollektiver Friedenssiche-
rung zu bestehen.

Beim Streit um das Völkerrecht ist aller-
dings zu berücksichtigen, dass die gegen-
wärtige Machtposition der USA und die
Politik der Bush-Administration nur die
eine Seite des Problems darstellen. Die an-
dere besteht in den Herausforderungen, mit
denen sich jeder Versuch einer rechtlichen
Einhegung der Gewalt heute unabhängig
von der US-Position auseinandersetzen
muss. Zu diesen Herausforderungen gehö-
ren innerstaatliche Kriege, Staatenzerfall
und transnationaler Terrorismus. Es geht
also um mehr als um die Einhegung US-
amerikanischer Bereitschaft zur Gewaltan-
wendung. Gerade weil es erhebliche Unsi-
cherheiten hinsichtlich der Frage gibt, wie
mit diesen Herausforderungen umzugehen
ist, besteht die Gefahr erratischer einseiti-
ger Maßnahmen von Seiten der USA. Die-
se wiederum können zur Verschärfung der
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Probleme führen, die gelöst werden sollen,
wie sich dies schon beobachten lässt: Im
Zeichen des Krieges gegen den Terror ist der
Terror eskaliert. Ein verlässlicher Multila-
teralismus würde als solcher den Terroris-
mus nicht überwinden, aber möglicherwei-
se dazu beitragen, einer weiteren Eskalation
entgegenzuwirken.

Bei der Entwicklung kollektiver Hand-
lungsfähigkeit stehen demokratiespezifische
Vorbehalte gegen die Internationalisierung
des Staates, Opportunitätserwägungen (ein-
schließlich ökonomischer Interessen) und
Herrschaftsinteressen gegeneinander. Die-
ses Spannungsverhältnis kann weder durch
eine nassforsche Relativierung noch durch
eine kategorische Verabsolutierung des
Interventionsverbots gelöst werden. Hier
sind grundlegende Fragen weiterhin unge-
klärt. Einerseits erscheint es unerlässlich,
den Status von Souveränität neu zu über-
denken soweit die Berufung auf die natio-
nale Souveränität einer Abschirmung von

Menschenrechtsver-
letzungen dient. An-
dererseits besteht
ein berechtigtes Miss-
trauen auf Seiten
der (potenziell) be-
troffenen Länder ge-
genüber den poten-
ziellen Interventen.
Hinzu kommt, dass
die bisherigen histo-
rischen Erfahrun-
gen (etwa mit der
Demokratisierung
Deutschlands und
Japans nach dem
Zweiten Weltkrieg)
keine eindeutigen
Anhaltspunkte für
die Beurteilung der
gegenwärtigen Chan-
cen bieten, demokra-
tischer Selbstbestim-
mung unter den je
spezifischen Um-
ständen durch einen
international forcier-
ten Regimewechsel
den Weg zu bahnen.
Umso wichtiger er-
scheint es, den er-
reichten Stand kol-
lektiver Handlungs-

kompetenz im Rahmen von Kapitel VII
UN-Charta gegen die Verlockungen eines
einseitigen Interventionismus zu verteidi-
gen.

Ein wesentlicher Aspekt der Weiterent-
wicklung prozeduraler Normen ist der Aus-
bau der internationalen Gerichtsbarkeit.
Die Schaffung des Internationalen
Strafgerichtshofes stellt in diesem Rahmen
(das heißt bezogen auf Völkermord, Kriegs-
verbrechen und „crimes against humanity“)
einen Meilenstein in einer langfristige Ent-
wicklung dar, die von Einzelregierungen
aufgehalten, aber wohl nicht mehr zum
Stillstand gebracht werden kann. Der
Kampf der Bush-Administration gegen den
Internationalen Strafgerichtshof ist in hi-
storischer Perspektive als ein Rückzugsge-
fecht zu werten und nicht als Signal für eine
Kehrtwende in der Völkerrechtspolitik. Al-
lerdings tut sich hier ein neues Spannungs-
verhältnis auf, das zwischen der Aus-
differenzierung internationaler Rechtsnor-

Das Recht zieht seine Bahn: Trotz aller Widerstände nahm der Internationale Strafgerichts-
hof am 11.3.2003 seine Arbeit auf.              Bild: picture alliance/dpa
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men und der Weiterentwicklung gerichtli-
cher Überprüfungsmöglichkeiten auf der
einen Seite, die Tendenz zu einer Entrecht-
lichung des Kampfes gegen den Terrorismus
auf der anderen. Dies wirft nicht so sehr
Probleme der Privatisierung des Staates als
vielmehr der Aushöhlung der Demokratie
auf. Hier ergibt sich als weitere große Her-
ausforderung, den liberalen Rechtsstaat im
Kontext der Terrorbekämpfung nicht nur
nach außen, sondern auch nach innen ge-
gen eine Einschränkung bestehender Frei-
heiten durch Maßnahmen zu verteidigen,
die ihrem Schutz dienen sollen.

Fazit

Aus politologischer Sicht ist das Recht eine
Ressource der Macht; es kann aber als sol-
che nur wirksam werden, solange es von den
Adressaten als Recht anerkannt wird. Jeder
Bezug der Politik auf das Recht stellt inso-
fern immer eine Form der Instrumenta-
lisierung des Rechts und zugleich der Bin-
dung an das Recht dar. Anders ausgedrückt,
die Berufung auf das Recht beschränkt sich
nie auf seine Anwendung, sondern ist im-
mer auch ein Akt der Rechtspolitik. Das
entwertet das Recht nicht, sondern unter-
streicht, dass es nicht ganz aussichtslos ist,
über den Bezug auf das Recht neue Stan-
dards der Angemessenheit im Umgang mit
den jeweiligen Fragen der Weltpolitik zu
entwickeln. In diesem Sinne gilt es, die im
Rahmen der Vereinten Nationen bestehen-
den Ansätze zur Etablierung einer Welt-
rechtsordnung zu stärken und weiterzuent-
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wickeln. Ob das gelingt, ist ungewiss. Kants
Perspektive ist die einer ins Unendliche ge-
henden Annäherung an eine Ordnung, die
immer wieder neu als vernünftig zu begrün-
denden ist. Diese Perspektive verweist auf
die Notwendigkeit enttäuschungsfester
Konzepte der Friedenssicherung, die gegen
eine verhängnisvolle Sehnsucht nach Erlö-
sung (sei es durch ein neues Weltimperium,
sei es durch den Gottesstaat) durchgehal-
ten werden können. Der Idee des Friedens
durch Recht kann man durchaus mit Skep-
sis begegnen. Diese Skepsis muss aber nicht
zu der Einsicht gesteigert werden, dass Fort-
schritt nur darin besteht, seine Unmöglich-
keit anzuerkennen, oder darin, sich mit Sa-
muel Beckett (oder Walter Benjamin) auf
die Idee des Fortschreitens im Fortschritt-
losen zurückzuziehen. Der Streit um das
Recht ist in dem Bewusstsein zu führen, dass

er immer neues Unrecht schafft, aber nicht
mit der Folge, dass er aufgegeben werden
müsste.


